Einspruch der Bürgerinitiative Lebenswerter Haistergau gegen OGI
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Schweizergasse1, 88339 Haisterkirch





An die Stadt Bad Wurzach


Marktstraße 16


88410 Bad Wurzach





		





Sehr geehrter Herr Bürgermeister Bürkle !





Da von Ihren Stadträten nur einer alles gelesen, aber nicht alles verstanden hat, Sie keine öffentliche Diskussion mit uns über unsere Einwände zugelassen haben und Sie unsere Einwände nicht wirklich widerlegt haben, bekommen Sie sie hier nochmals in geänderter Form.





Begründung:





1. Nachdem Sie monatelang unsere Fragen, ob Sie konkrete Ansiedler haben, verneint haben stellen wir erstaunt fest, dass ein Baugesuch einer großen Feuerverzinkerei vorliegt und Sie uns also nicht die Wahrheit gesagt haben. Auch in anderer Hinsicht haben Sie uns getäuscht: bei der Gemeinderatssitzung am 18.2.09 wurde zugegeben, dass bei Ansiedlung der Firma Klenk die Lärmwerte nicht hätten eingehalten werden können, hatten uns aber 2006 ein beschönigendes Lärmgutachten vorgelegt, das das Gegenteil besagte.





2. Wasserschutz





Das geplante OGI liegt zwar nicht im Wasserschutzgebiet, aber auf einem der 8 größten Grundwasservorkommen in Oberschwaben. Das neueste hydrogeologische Gutachten von 2001 besagt, dass unter der Haidgauer Heide ein ungeheuer großes Grundwasservorkommen vorhanden ist, das Schutzpotenzial des Bodens darüber sehr gering und somit die Schutzbedürftigkeit des Grundwassers sehr hoch ist. Das LGRB (Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau) erklärt uns mit Schreiben vom Februar 09, dass aus den Haidgauer Brunnen nicht mehr Wasser entnommen werden darf, um die Achquellen nicht zu beeinträchtigen. Folglich darf auch keine Industrieansiedlung den Achquellen Wasser wegnehmen oder noch in ganz anderer Hinsicht schaden, mit Schadstoffeinträgen etc... 


Das zweite hydrogeologische Gutachten des LGRB mit dem Titel "Hydrogeologische Grundlagen für die Regionalplanung Bodensee/Oberschwaben " basiert zu unserem Erstaunen nicht auf Forschungsergebnissen und Nachweisen, wie wir erwartet hätten, sondern auf Annahmen und Zuweisungen. Ergebnisse von Bohrungen wurden uns nach monatelangen schriftlichen und telefonischen Anfragen lediglich von 1988 vorgelegt, und auch damals wurde schon improvisiert, weil eine Messung in Brunnen 1 fehlte oder zum Beispiel der fallende Trend der Grundwasserstände nicht berücksichtigt worden war. Daher fordern wir nach wie vor auch im Hinblick auf die in unserem Einspruch von Dezember 08 genannten Trinkwasserchlorungen: vergrößert die Trinkwasserschutzgebiete und bewahrt die Achquellen vor Schadstoffeinträgen, gerade auch für die kommenden Generationen!





3. Landschaftsbild, Landschaftszerschneidung, sparsame Grundinanspruchnahme, Zersiedelungsverbot





Nach dem ROG hat die Gemeinde bei der Flächenwidmung sparsame Grundinanspruchnahme und Zersiedelungsverbot zu beachten. Das ist hier nicht geschehen! Nach Ihrer eigenen Flächenbilanzierung haben Sie in Bad Wurzach West noch 16,1 ha frei, in Anbindung an bestehende Siedlungsstrukturen. Desgleichen wäre die 21 ha Fläche bei Brugg für eine Industrie- und Gewerbeansiedlung besser geeignet ( schon bestehender Kiesabbau, Altlasten im Boden, bessere Verkehrsanbindung wegen Nähe zur A 96 ), ebenso das Ziegeleigelände bei Arnach. 


In diesem Zusammenhang verlangen wir nach wie vor, dass Sie mithelfen, diese besonders schöne und einzigartige Landschaft Wurzacher Becken zu erhalten! Auch die Kurstadt Bad Wurzach sollte ihren Kurgästen die geologische Besonderheit der glazialen Moränenlandschaft zur Erholung anbieten, aufwerten und damit ihre Bäderkultur fördern ( z.b. geologische Lehrpfade anlegen wie im Haistergau, s.a. bi-haistergau.de ).





4. Erhalt wertvoller landwirtschaftlicher Nutzflächen





Es handelt sich hier um hervorragende ertragreiche Böden, wie auch Ihr Tauschangebot 3:1 beweist, wie sie in Oberschwaben nur selten vorkommen, die zudem leicht zu bearbeiten sind und besondere Bedeutung für den Naturhaushalt haben, siehe auch die Stellungnahme des Bauernverbands. Laut LEP ist die Bodengüte dauerhaft zu bewahren und Standorte, die eine landwirtschaftlich ökonomische und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als zentrale Produktionsgrundlage gesichert werden. Wie schon oben ausgeführt, haben Sie an anderer Stelle genügend besser geeignete Flächen und die Partnergemeinde Bad Waldsee hat im Wasserstall gerade 12,7 ha neu ausgewiesen, direkt an der B 30 gelegen. Und nur wenige Kilometer weiter westlich, in Baienfurt, sucht die Gemeinde händeringend für 40 Hektar (!) bestens erschlossene und verkehrstechnisch hervorragend angebundene Industriefläche der ehemaligen Papierfabrik eine geeignete Nachnutzung!


Außerdem fehlt eine angemessene Entsiegelung an anderer Stelle als Ausgleich für den Bodenverlust.





5.Naturschutz





Es ist immer noch unverständlich, wie Sie auf die Idee kommen konnten, trotz Vorhandensein besser geeigneter Flächen (s.o.) ein Industriegebiet zwischen das Naturschutzgebiet Rohrsee, das als Vogelbrutstätte und Zugvogelrastplatz europäische Bedeutung hat und somit ein Kleinod der Natur darstellt, und das berühmte FFH-Gebiet Wurzacher Ried, das sogar das Europadiplom besitzt, wodurch entsprechend Gelder an die Stadt Bad Wurzach fließen, ansiedeln zu wollen, womit die Vernetzung dieser beiden einzigartigen FFH-Gebiete (Natura 2000 Gebiet) unwiederbringlich verhindert würde. Auch die Stellungnahme des Landratsamtes bewertet die geplante Ansiedlung aus mehreren Gründen als unzulässig. Die vom Landratsamt geforderte Nacharbeitung Ihrer Biologen stellt sich dem unbefangenen Leser nur als polemische Verbalakrobatik dar und nicht als ernsthaftes Gutachten.


Die Feldlerchenlebensräume, die sich gerade auf weit einsehbaren, offenen Ackerflächen befinden, würden vernichtet und das Zielartenkonzept Feldlerche des Landkreises mit Füßen getreten ( s.a. Stellungnahmen des BUND und der BI Wurzacher Becken zu diesem Thema). Ob die Feldlerche sich in sogenannte Lerchenfenster umsiedeln läßt, bezweifeln wir, außerdem sind 15 Brutpaare nachgewiesen, sodaß 5-8 Brutplätze oder weniger keinen adäquaten Ersatz darstellen.





6. Flächenneutralität





Selbst wenn Sie freiwillig die Gewerbeflächen kompensiert hätten, bleibt es eine Mogelpackung (siehe Stellungnahme der Naturschutzverbände).


Die Rücknahme von Standort Brugg aus dem FNP ist als Ausgleich sowieso nicht akzeptabel, da Brugg dank seiner Altlasten, seiner schlechteren Bodenqualität, des schon vorhandenen Kiesabbaus und seiner Nähe zur A 96 besser als Industriestandort geeignet ist! 


Die übrigen Rücknahmen z.B. Bad Waldsee-Reute (wegen sumpfigem nicht tragfähigem Untergrund ungeeignet), Wolfegg Schlupfenmösle (Wald), die 8,5 ha Bad Waldsee Ost zum Wohnbaugebiet umgewidmet und dafür 12,7 ha im Wasserstall neu ausgewiesen, beweisen, daß es sich um Scheinrücknahmen handelt.





7. Verkehr





An den Verkehrsgutachten ist im Besonderen zu bemängeln, daß zwar die Anbindung der L 300 an die B 30 verlangt wird, Haisterkirch jedoch in den Gutachten nicht einbezogen ist. Leider mussten wir auch feststellen, daß die Verkehrsgutachten veraltet und fehlerhaft sind. Das Verkehrsgutachten, das vom RP in Auftrag gegeben, vom Landkreis bezahlt und vom gleichen Gutachter wie das OGI- Gutachten erstellt wurde, zeigt bereits eine höhere Verkehrsdichte, besitzt aber erneut gravierende Rechenfehler und wurde bereits auf unsere Anregung hin nachgebessert. Übrigens: der gleiche Gutachter hatte schon 1991 zum ROV Kiesabbau für Mennisweiler wesentlich höhere Verkehrszahlen angegeben als heute, obwohl der Verkehr reell zugenommen hat! Kürzlich hat Bad Waldsee einen Generalverkehrswegeplan für 100000 Euro in Auftrag gegeben. Das OGI- Gutachten für ca. 10000 Euro und das Gutachten des RP für 11000 Euro erweisen sich also als herausgeschmissenes Geld.


Selbst wenn Sie hundertmal beteuern, OGI sei hervorragend verkehrlich angebunden, wird dem nicht so: nach Norden und Westen sind Zu- und Abfahrt nur durch mehrere Ortschaften hindurch möglich. Gleichzeitig ist die Stadt Bad Waldsee bestrebt, die B 30 nach Haisterkirch anzubinden, was uns außer dem für OGI errechneten Mehrverkehr von ca. 65 % noch den Schwerverkehr von südlich Bad Waldsee Richtung Leutkirch und bei der von Ihnen angekündigten dann erfolgenden Schließung der B 465 auch noch den Schwerverkehr Biberach - Leutkirch bescheren würde!





8. Lärm





In vielen Orten würde die Schallbelastung über 70 dBA ansteigen, d.h. es ist mit einer starken Gesundheitsgefährdung zu rechnen. Ein Schallgutachten über den nächtlichen Verkehrslärm fehlt völlig. Laut Aussage von Mennisweiler Anwohnern fahren nachts Speditionsfahrzeuge mit überhöhter Geschwindigkeit durch den Ort.


 Alle Infrastrukturmaßnahmen, welche die Erstellung des OGI in Zwings rechtfertigen würden, fehlen. Mit einem Wort: Lärm- und Verkehrsgutachten sind geschönt und menschenverachtend!





9. Mausgrube





Laut LRA handelt es sich um einen Grundwassersee, laut Ihnen um eine Versickerungsgrube zur Abwasserbeseitigung, deren Versickerungsfähigkeit nur wiederhergestellt werden müsste. Unser Recherchen haben ergeben, daß dies im Jahr 2000 zum letzten Mal geschehen ist. Anlieger bestätigen, daß die Grube nur so lange trocken war, wie mit starken Pumpen unaufhörlich abgepumpt wurde, und anschließend sofort wieder volllief.


Dürfen Sie das Abwasser einfach in einen Grundwassersee laufen lassen??


Bei Industrieanlagen muss mit unvorhersehbaren Pannen und Schadstoffeinträgen gerechnet werden, besonders bei chemischen Betrieben, welche mit hochaggressiven Stoffen arbeiten.


Die Stadt Kißlegg hat gerade 1,7 Mio Euro für Altlastenentsorgung der Verzinkerei Schätz ausgegeben, genau genommen mit Hilfe von Landesmitteln. Die Verseuchung des Bodens war völlig unterschätzt worden und musste z.T. untertage im Ruhrgebiet entsorgt werden!


Mangelnde Sorgfalt: Beim Punkt Mausgrube im B- Plan ist auf der entsprechenden Landkarte der falsche See orange markiert. Da die Mausgrube längsseits zwischen Bahngleis und Straße liegt, fragen wir uns auch, wie Sie bei Erhalt des Naturdenkmals im Westen die Hänge abschrägen wollen. Aus unserer Sicht ist eine Abschrägung nur im Osten möglich.





10. Lichtemissionen 





Wir lassen uns nicht weismachen, dass eine Industrieansiedlung mit Tag- und Nachtbetrieb auf Beleuchtung ihrer Gebäudewände und große Reklameschilder verzichtet, um geschützte Nachtfalter nicht zu beeinträchtigen. Genauso wie Sie zum Thema Lärm erst jetzt zugegeben haben, dass bei Holzgroßindustrie- Klenk- Ansiedlung die Lärmwerte nicht hätten eingehalten werden können….





11. Frischluftaustausch , Emissionen





Durch Schadstoffausstoß bei Bau, Betrieb und durch zusätzlichen Verkehr geht die Belastung voll über Haidgau hinweg ins Wurzacher Ried, wie Ihr Stickstoffgutachten belegt.


Bei unsachgemäßem Betrieb kann außer Ammoniak sogar Dioxin entstehen, das als Sevesogift traurige Berühmtheit erlangt hat.





12. Verstoß gegen das Grundstücksverkehrsgesetz





Lange vor Aufstellung eines Bebauungsplans wurden Sept. 07 schon die ersten Grundstücke unter Geheimhaltung gekauft und damit große Zwietracht in betroffener Familie gesät.


Durch das Fehlen der öffentlichen Ausschreibung wurde den ortsansässigen Landwirten eine Erweiterungsmöglichkeit ihrer Betriebe (Sicherung ihrer Lebensgrundlage) genommen.





13. Immer noch widersprüchliche Zuordnung von GE und GI zu den entsprechenden Grautönen im Bebauungsplan.





14. Mangelnde Sorgfalt und Fehlbeurteilung





Mit schlampigen Gutachten, unzureichenden Erkundungen (siehe Stellungnahme Wurzacher Becken), ungeeigneter Standortalternativenprüfung ( zugeschnitten auf Sägewerk Klenk), Vorenthalten der Wahrheit ( „ Wir wissen nicht, wer sich hier ansiedeln könnte“…), fehlenden Gutachten, etc. soll hier grundlos eine wunderbare Landschaft zwischen 2 FFH- Gebieten mit wertvollen Ackerböden ohne angemessene Verkehrsanbindung dem Mammon geopfert werden,


obwohl ausreichend besser geeignete Flächen in allen umliegenden Gemeinden zur Verfügung stehen ( siehe kreisweite Untersuchung zum Flächenverbrauch in Relation zur Bevölkerungsentwicklung).


Bei Lärm, Verkehr und Lichtemissionen wird klein- und schöngeredet. Die so genannten Ausgleichsmaßnahmen sind nur Makulatur. Ein derartiger Eingriff ist nicht ausgleichbar!!


Der Baubeschluss des Zweckverbandes am 15.04.09 basiert auf einem nicht genehmigten Flächennutzungsplan und ist somit rechtsunwirksam. Schon ca. 2 Wochen vorher wurden Tatsachen geschaffen, indem ein Erdbeerfeld umgebrochen und mit Folien bedeckt wurde (Feldlerchenabwehr???).Ebenso wurde ein Weizenfeld von städtischen Angestellten liebevoll 


zugedeckt mit Vlies im Wert von mehreren tausend Euro. Am 22.04.09 waren den ganzen Tag Vermessungstechniker bei Zwings zugange.





Zusammenfassung und Schluss





Aus all den oben genannten Gründen erheben wir weiterhin entschieden Einspruch gegen den geplanten Flächenfraß OGI. Im Gegensatz zu Ihnen stehen wir in völligem Einklang mit dem ROG, dem LEP, dem Strategieprogramm zur Reduzierung des Flächenverbrauchs, den Eckpunkten Aktionsbündnis und Öffenlichkeitskampagne „Flächengewinn in Baden-Württ.“ des Umwelt- und Verkehrsministeriums etc…


Erschaffen Sie Ihre Arbeitsplätze auf den besser geeigneten Flächen! 


        


                                       Der Vorstand                                       Ende April 2009
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